euverolge 


Deutsch-russische 
„Freundschaft“ 


Seelenverwandtschaft und Einreiseverbot 


Wenn die „Nationalzeitung“ des stenzueinanderliegteinebesondere in einer seiner Zeitungen „das 
DVU-Chefs Frey gegen Ausländer- Affinität, eine intensive gegenseiti- große, ewig unbesiegbare Ruß- 
feindlichkeit und antirussische Het- ge Beeinflussung, eine Haßliebe land“ hochleben läßt, führen die 
ze wettert, muß wohl die oe Eee ka Medien des Springer-Konzernseine 
Welt kopfstehen. Grund I 4 Haßkampagne gegen den „‚Russen- 
derEmpörungdesrechts- 7 Hitler“. Deutsche Überheblichkeit 
radikalen Kampfblattes " feiert dabei wieder einmal Triumphe. 
ist das Einreiseverbot, An deutschen Stammtischen dürfen 


Bauernaufstand in Mexiko 


Seite 10 
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Öz2zr 


ÖZGÜR GÜNDEM heißt „Freie Stephan Waldberg wurde endlich Die Türkei weitet ihren Vernich- 
Tagesordnung“ und ist eine der freigelassen. Wir dokumentieren tungskrieg wieder auf Südkurdi- 
wenigen demokratischen Tageszei- seineErklärung auf Seite5 stan aus. In einem Beitrag von 
tungen in der Türkei. Wegen ihres Ahmet Berse wird der Frage nach- 


Eintretens für eine politische Lö- 
sung der Kurdistanfrage wurde sie 
polizeilich besetzt, fürmehrere Tage 
geschlossen, die Mitarbeiter wur- 


In Istanbul fand unter Beteiligung 
namhafter Intellektueller und Ge- 
werkschafter ein Demokratiekon- 
greß für Menschenrechte, Demo- 


das die Bundesregierung 
gegen Freys derzeit be- 
sten Freund, Wladimir 
Schirinowskij, verhängt 
hat. Schon vor der russi- 
schen Parlamentswahl 
hatte ein reger Besuchs- 
verkehr zwischen 

Rechtsradikalen beider Länder ein- 

gesetzt. -Die „‚Seelenverwandt- 
schaft“ beider Völker wird wieder 
einmal entdeckt, ‚‚Freunde für im- 
mer‘ will Frey aus ihnen machen. 
Der deutsche Vernichtungskrieg ge- 
gen die Sowjetunion erscheint so 
nur noch als eine bedauerliche 
Episode, in die beide Seiten „hin- 
eingehetzt“ wurden. 

Ganz so neu und überraschend ist 
diese Variante „‚deutsch-russischer 
Freundschaft“ nicht. Im Verhältnis 
deutscher und russischer Nationali- 


Venezuela 


Die Parteien Venezuelas, die 
bisher die Geschäfte geführt 
haben, mußten bei den Wahlen 
im Dezember erhebliche Stim- 
menverluste hinnehmen. Die 
Linksopposition istim Aufwind. 
Ein Interview mit dem General- 
sekretär der linken Bewegung 
„Radikale Sache‘, Pablo Medi- 
naauf Seite 16 


Philippinen 


„moralischem Verfall“. 


Warum ) hat das Militär ; In Rußland noch nicht geputscht? 


die Köpfegeschütteltwerdenüberden 
Unverstand der Russen, die einen 
solchen Irren zur zweitstärksten Kraft 
im Parlament gemacht haben. Sogar 
dem mitleidigen Hinweis, daß es den 
armen Russen doch so schlecht geht 
undsicher viele Schirinowskijnur aus 
Verzweiflung gewählt hätten, haftet 
eineunangemesseneSelbstgerechtig- 
keitan. 
Das Einreiseverbot für Schiri- 
nowskij ist deutschnationale Heu- 
chelei in einer Situation, wo sein 
Gastgeber von der DVU sich voller 
Propagandafreiheit erfreut. Der Fa- 
schismus in Rußland wird so zu 
einen zusätzlichen Grund, vom 
Faschismus in Deutschland nicht 
mehr reden zu müssen. 
Was deutsche und russische 
Rechte aneinander finden, unter- 
suchen wir auf Seite 12. 


1 


K 


ganz eigener Art und mit einer 
langen Geschichte. Gemeinsamer 
Nenner ist die ideologisierte Be- 
trachtungsweise, daß beide Völker 
nicht zum negativ bewerteten Kul- 
turkreis des Westens gehören. We- 
sten wird dabei identifiziert mit 
Durchkapitalisierung der Gesell- 
schaft, Herrschaft der Banken und 
internationaler Finanzinstitutionen, 
Zerstörung vorkapitalistischer 

Strukturen und Wertesysteme, mit 


Während der rechtsradikale Frey 


“ 


Et 
» 


kratie und Frieden in der Türkei 


den festgenommen. 
statt. Wir berichten auf Seite 7 


Wir berichten auf 


El Salvador 100 Tage vor 


Seite 6 


gegangen, welches Zusammenspiel 
der verschiedenen Kräfte, aus der 
Türkei, dem Iran, dem Irak und aus 
Kurdistan es in dieser Region gibt 
und welche Differenzen es im kudi- 
schen Lager gibt. Seite 8 


den Wahlen 


Mordserie gegen die Linke 


„Mit unbeschreiblichem Jubelwur- Wahlen, den wichtigsten in der 


den die FührerInnen der FMLN in Geschichte des Landes, ist die 
San Salvador empfangen. Vom Hoffnung auf wirklichen und dauer- 


Flugplatz bis in die Innenstadt haften Frieden immer noch nicht 
waren die Straßen von Menschen erfüllt. Die Befreiungsbewegung 
gesäumt. Die Kathedrale war mit FMLN hat seit dem Friedensschluß 
Transparenten geschmückt. DerJu- insgesamt 29 Mitglieder durch 
bel galt dem Ende des Krieges und Mordanschläge verloren. Seit Ende 
der FMLN, die nun die politische Oktober haben ultrarechte Todes- 
Arena des Landes betreten und schwadronen ihre Mordserie gegen 
mitbestimmen wird.“ die Linke dramatisch verschärft. 
NochkeinezweiJahresindvergan- Erstmals sind auch hochrangige 


gen, seit mit den eingangs zitierten FMLN-Kader unter den Opfern. 
Sätzen--dasEndedesBürgerkriegsin Die gezielte Terrorkampagne soll 
EI Salvador beschrieben wurde. 
Kurz vordenfür März anberaumten litionbeiden Wahlen verringern und 


die Erfolgschancen der linken Koa- 


Weltweiter 
„Autokrieg“ 


In den Hauptabsatzgebieten der Autoindustrie — 
& 5 Nordamerika, Japan und Westeuropa - ist die 
Sättigung der Märkte gegen Ende der 90er Jahre 
absehbar. Zugleich drängen neben Japan weitere 
Billiganbieter insbesondere auf den europä- 
ischen Markt. Der vom VW-Vorstandsvorsit- 
zenden Piech geortete weltweite ‚‚Autokrieg“ 
soll nun, von China aus, auf den ostasiatischen 
Märkten selbst gegen den Hauptkonkurrenten 


wa 


ihre Organisierung behindern. 

Die alten Verbündeten der USA 
setzen den „Kampf gegen den 
Kommunismus“ in gewohnter Wei- 
se fort. Dabei könnte den illegalen 
Apparaten und ihren Helfershelfern 
inder herrschenden Elite schnelldas 
Handwerk gelegt werden, wenn die 
US-Behörden ihrumfassendes Wis- 

sen über die subversiven Strukturen 
aufdecken würden. Allerdings kä- 
me dabei unweigerlich auch ein Teil 
ihrer eigenen schmutzigen Prakti- 
ken ans Licht. El Salvador 100 Tage 
vor den Wahlen — ein Hintergrund- 
bericht auf Seite 15 


K.H. Roth 


Auf erhebliche Resonanz stieß 
Karl Heinz Roth mit seinen im 
letzten Jahr vorgestellten Thesen 
über „Toyotismus, neue Proleta- 
rität und Widerstand‘. Aufeiner 
Veranstaltung in Berlin machte 
er nun weitere Ausführungen 
über die mögliche gesellschaftli- 
che Rolle des im Zuge der 
Toyotisierung der Produktion 
aufgetretenen Typus des „selb- 


Die revolutionären Organisatio- 
nen sind in eine tiefe Krise 
geraten und in mehrere Lager 
gespalten, Rainer Werning ana- 
Iysiert anhand erst neuerlich 
greifbarer Dokumente die von 
der Kommunistischen Partei of- 
fiziell verfolgte Politik und kon- 


Fam 


Japan geführt werden. VW und Opel haben dort 
bereits ihre Claims abgesteckt. Während hierzu- 
lande weitere Massenentlassungen bevorstehen, 
; hatdiebundesdeutsche Autoindustriebegonnen, 
Teile ihrer Produktion zu verlegen. Wie der 
Mercedes-Manager Werner es eindrücklich 
formulierte: „Die Brutalitätdes Marktesmußim 


ständigen Arbeiters“. Mit Roth 
diskutierten Harry Nick von der 
PDS und Bernd Gehrke vom 
Bündnis Kritischer Gewerk- 
schafterInnen Ost/West.Seite 28 


Gegenmacht 


frontiertsie mitden Argumenten 
der Kritiker. Seite 19 
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Postvertriebsstück 


Interview mit Assata Shakur 


Eurozentrismus bekämpfen! 


Assata Shakur, Mitglied der Black Panther Party und 
militante Kämpferin der Black Liberation Army, wurde 
1979, nach sechs Jahren Knast, von ihren GenossInnen aus 
dem Hochsicherheitsgefängnis in Clinton (New Jersey) 
befreit. Seit 1984 lebt sie auf Kuba im Exil. In einem 
ausführlichen Interview nimmt sie u.a. Stellung zum 
Zusammenhang von (islamischer) Religion und Politik, 
zum Anwachsen des Rassismus in Europa und den USA, 


der Linken. Auch die euro- 
päischen Linken seien nicht 
frei von einer eurozentristi- 
schen Sichtweise. Sie selbst 
ist nicht davon überzeugt, 
„daß das Scheitern des So- 
zialismus in Europa gleich- 
bedeutend mit dem Schei- ' 
tern des Sozialismus welt- 


zur schwierigen Situation Kubas und zu den Perspektiven | 


Unternehmen nachvollzogen werden.“ 


Robert Havemann 


Ein Leben in Widersprüchen 


Robert Havemann (1910-1984): eine Symbolfiguren der 
DDR-Opposition. Sein Weg gilt weithin alsgradlinig. Sein 
Leben war jedoch geprägt von den Widersprüchlichkeiten 
eines (deutschen) Kommunisten. 1932 in die KPD eingetre- 
ten, 1943 wegen antifaschistischer Tätigkeiten zum Tode 
verurteilt, gerettet durch einflußreiche Freunde. Bis 1956 
| gläubiger Kommunist. Ab 1956 war er ein scharfer 
| | Kritiker des stalinistischen Systems. Neben der Kritik des 
| | politischen Systems kommt ihm vor allem das Verdienst 
zu, den antidialektischen 
Ansatz in der Naturwissen- 
schaft und die Unterord- 
nung der Wissenschaft un- 
ter die Ideologie herausge- 
arbeitet zu haben. „‚Dialek- 
tik ohne Dogma“ ist von 
daher der Titel seiner wohl 
bedeutendsten Schrift aus 


weit ist“. Seite21 


dieser Zeit. Seite 24/26 
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Im Gegensatz zu Karl Heinz 
Roth besteht Detlef Hartmann 
in einem Beitrag für den ak 
darauf, daß Widerstand und Be- 
freiung nur aus dem Jenseits von 
kapitalistischer Akkumulation 
und Fabrikgesellschaft kommen 
können. Die Linke inden Metro- 
polen müsse darum in der Lage 
sein, „die revolutionären Impul- 
sederperipheren Kämpfe aufzu- 
nehmen und ins Herz der Bestie 
zu verlängern“, Seite 29 


RAF 


Der öffentlich vollzogene Bruch 
zwischen der RAF und einem 
Teil der Gefangenen hat eine 
intensive Diskussion sowohl 
„drinnen“ als auch „draußen“ 
hervorgerufen. Dabei ist positiv 
zu vermerken, daß viele Stel- 
lungnahmen sich um eine diffe- 
renzierte Sichtweise bemühen 
und auf einer Klärung unbeant- 
worteter Fragen und Widersprü- 
che bestehen. Eine erste Zusam- 
menfassung auf Seite 27 


nn 


Seite 2 


Südafrika: 


Während seines Aufenthalts in den USA 
Ende September wurde ANC-Präsident 
Nelson Mandela von Journalisten nach 
n seiner Meinung über die Forderungen der 
Rechtsextremen nach einem unabhängi- 
gen weißen „Homeland“ befragt. Mande- 
la, dem nachgesagt wird, daß er einfach 
nicht lügen kann, schloß in seiner Antwort 
diese Möglichkeit kategorisch aus, was 
zum erklärten Rückzug der AVF von den 
Verhandlungen mit dem ANC führte (In- 
dependent, 1.10.93) - ein Schritt, der dann 
doch nicht realisiert wurde, wie sich Mitte 


Kurz vor Weihnachten wurden in der 
deutschen Presse Meldungen verbreitet, 
der ANC habe den weißen Südafrikanem 


und Südafrikanerinnen in Verhandlunge 


mit der rechtsextremen Afrikaaner Volks- . 
front (AVF) ein weißes „Homeland“ oder 
Staat zugestanden. 
Einigung mit weißen 


gar einen eigenen 
„ANC_ erzielt 


Rechtsextremen‘“, lautete eine Überschrift 
auf der ersten Seite der „Frankfurter 
Rundschau“ am 21.12.93, „ANC gesteht 
den Buren einen eigenen Staat zu“, über- 
schrieb die „Süddeutsche Zeitung“ vom 
selben Tag einen Artikel. „Diplomaten 
sprachen im Hinblick auf die Grundsatz- 
einigung von einer dramatischen Konzes- 
sion des ANC“, war in einem Bericht des 


„Tagesspiegel“ (22.12.) zu lesen. 
Hintergrund 


meisten rassistischen und faschistischen 
weißen südafrikanischen Organisationen) 
ihre Ablehnung der am 27. April geplanten 
ersten demokratischen Wahlen Südafrikas 
aufgeben und die neue Verfassung Süd- 
afrikas einschließlich des Übergangs-Exe- 
kutivrates (siehe dazu ak 361 vom 
15.12.93) anerkennen. Seine scheinbare 
Brisanz erhielt dieses geplante Abkom- 
men zusätzlich im Hinblick auf die für 
zwei Tage später (am 22. Dezember) 
angesetzte (und auch durchgeführte) Ver- 
abschiedung der neuen südafrikanischen 
Verfassung durch das alte Apartheid-Par- 
lament, so daß der Eindruck entstehen 
konnte, es würden noch im letzten Mo- 
ment Sonderrechte für die Weißen festge- 
schrieben werden. 


Gespräche schon seit August 


Daß der ANC mit der „Volksfront“ in 
Gestalt ihres Führers Constand Viljoen 
(bis Mitte der achtziger Jahre Chef der. 
südafrikanischen Armee) seit Anfang Au- 
gust im Geheimen verhandelte, war erst- 
mals Ende September bekannt geworden. 
Schon damals tauchten Meldungen auf, 
den rechten Weißen wäre vom ANC ein 
eigener Teilstaat zugesagt worden (z.B. in 
einem Bericht von Willi :Germund im 
Kölner Stadtanzeiger vom 24.9.93). Tat- 
sächlich jedoch konnten nie Zweifel dar- 
über bestehen, daß der ANC solchem 
Ansinnen jemals seine Zustimmung geben 
würde. Abgesehen von der praktisch 


schon gar nicht vorstellbaren Umsetzung . 


eines solchen Vorhabens (es existiert kein 
geschlossenes „weißes“ Gebiet in Südaf- 
rika), wäre dies vor allem hinsichtlich der 
ganz ähnlichen Ambitionen der Zulu-Par- 
tei Inkatha für das Gebiet von KwaZulu in 
Natal politisch geradezu selbstmörderisch 
gewesen. Eine kleine Episode am Rande: 


Hier gibt’s den ak: 


AACHEN 

* Buchladen 39, Pontstr. 39 

BERLIN 

* Der kleine Buchladen, Weydinger Str. 14-16 

* Subversiv, Brunnenstr. 6/7, Aufgang C 

* Vereinigte Linke, Friedrichstr. 165 

* Infoladen Daneben, Rigaerstr. 84 

» Buchhandlung am Savignyplatz, 
Carmerstr. 12, 8 12 

* Kopierladen M 99, Manteuffelstr. 99 

* Buchhandlung Schwarze Risse, 
Gneisenaustr. 2, B 61 

* Oranien-Buchhandiung, 
Oranienstr. 21, B 36 

* Linkstreff, Weddingstr. 6, B 65 

« Nachladen, Waldemarstr. 36, B36 

* in der TU-Mensa, der FU-Mensa ... 

BIELEFELD 

* Eulenspiegel, Hagenbruchstr. 9 

BOCHUM 

« Notstand, Universitätsstr. 150 

« Buchladen Ubu, Universitätsstr. 16 


BONN 
* Buchladen 46, Kaiserstr. 46 
* Le sabät, Breitestr. 76 
* Che & Chandfer, Breitestr. 47 
BRAUNSCHWEIG 
* Magni Buchladen, Langdammstr. 
* Guten Morgen Buchladen, Bültenweg 87 
BREMEN 
* Buchladen im Ostertor, Fehrfeld 60 
* Buchladen in der Neustadt, Lahnstr. 65 B 
* BBALaden, St. Pauli Str. 10-12 
BREMERHAVEN 
* Der andere Buchladen, 
Bürgermeister-Smidt-Str. 198 
DARMSTADT 
* Buchladen, Lauteschlägerstr. 18 
* Infoladen, Frankfurter Str. 58 
DESSAU 
* Infoladen, Schlachthofstr. 25 
DORTMUND 
* Antiquariat Lesbar, Schilterstr. 58 
* Buchhandtung Litfass, Münsterstr. 107 
+ Taranta Babu, Humboldtstr. 44 
* Infoladen, Österhotzstr. 88 
DRESDEN 
* Der kleine Buchladen, Naumannstr. 8 


dieser journalistischen 
Schnellschüsse bildete der angekündigte 
Abschluß eines Abkommens zwischen 
ANC und AVF, in welchem „der Wunsch 
vieler Afrikaaner nach Selbstregierung in 
einem von Weißen kontrollierten ‚Volks- 
staat‘ erwogen werden muß“. (FR, auch 
21.12.) Zum detaillierten Studium dieses 
Plans sollteeine gemeinsame Arbeitsgrup- 
pe gebildet werden. Als Gegenleistung für 
diese den ANC zu nichts verpflichtende 
Zusage wollte die AVF (ein Bündnis der 


5, 


3 


Dezember zeigte. 


Ein 


F 


Den höchstrangigen Kontakten des 
ANC (Mandela, ANC-Vorsitzender Mbe- 
ki) mit Viljoen liegt zum einen die 
grundsatzliche Suategic zu Grunde, aus 
einer Position der relativen Stärke die 
politischen Feinde immer wieder zu Ge- 
sprächen oder sogar zur „Versöhnung“ 
aufzufordern, ohne daß hierbei (anders als 

in den Gesprächen mit der De Klerk-Ad- 
ministration) substantielle Zugeständnisse 
gemacht werden müßten. Der Grund für 
diese Gesprächspolitik liegt einfach in 
dem riesigen Gewaltpotential dieser Grup- 
pen, das diese zwar nicht in für sie 
politisch nutzbringender Weise einzuset- 
zen wissen, mit dem sie aber in der 
Vergangenheit bis auf den heutigen Tag 
unter Inkaufnahme Zehntausender von 
Toten gewalttätige Auseinandersetzungen 
größeren Stils herbeizuprovozieren Su- 
chen, die ihnen ein zielgerichteteres Ein- 
greifen vielleicht doch noch ermöglichen 
würde. Es scheint deshalb grundsätzlich 


sinnvoll, in Gesprächen einigen politi- 
schen Repräsentanten dieser terroristi- 
schen Kräfte die Alternativlosigkeit eines 


DÜSSELDORF 

* Buchladen Bibabuze, Aachener Str. 1 

« AStA Buchladen, Universitätsstr. 1 

DUISBURG 

* Buchhandlung Weltbühne, Gneisenaustr. 226 

* Antiquariat, Pulverweg 33 

ESSEN 

* Karl Liebknecht Buchhandlung, 
Viehofer Platz 15 

* Heinrich Heine Buchhandlung, 
Viehofer Platz 8 

FLENSBURG 

* Carl von Ossietzky-Buchhandlung, 
Heiligengeistgang 9 

FRANKFURT a.M. 

« Buchladen Georgi Dimitroff, Koblenzer Str. 4 

* Karl Mam Buchhandlung, Jordanstr. 11 

* Uni Buch, Jügelstr. 1 

* Land in Sicht, Rotteckstr. 13 

* Ypsiton Buchladen, Berger Str. 18 

FREIBURG I.Br. - 

* Buchladen Jos Fritz, Wilhelmstr. 15 

GELSENKIRCHEN 

* Buch im Revier, Klosterstr. 21 

GIESSEN 

* Kleine Freiheit, Bismarckstr. 9 

GÖTTINGEN 

* Buchladen Rote Strasse, Rote Str. 10 

HAGEN 

* Buchladen Quadrux, Lange Str. 21 

HALLE 

* Verein Kelinerstr., Kellnerstr. 10a 


HAMBURG 
* Buchhandlung im Schanzenviertel, 
Schulterblatt 55, HH 36 
* Buchladen in der Osterstrasse, 
Osterstr. 156, HH 20 
* Heinrich-Heine-Buchhandlung, 
Schlüterstr. 1, HH 13 
* Buchhandlung Nautilus. 
In den Zeisehaflen, HH 50 
* Tabakladen, Spritzenplatz, HH 50 
* Schwarzmarkt, Kl. Schäferkamp 46, HH 36 
* Cate und Buch, Marktstr. 114, HH 36 
HANAU 
* Buchladen am Freiheitsplatz, 
Am Freiheitsplatz 6 
HANNOVER 
* Buchladen Annabee, Hartwigstr. 7 
HEIDELBERG 
* Buchhandlung Schöbel & Kube, Plöck 46a 


aktuell 


Opfer vermeiden zu helfen. 


L/„ Riss 


zende der offen rassistischen Konservati- 
ven Partei hingegen propagiert den kom- 
menden „Freiheitskampf“, ganz zu 
schweigen von der nazistischen AWB, 


. deren paar tausend 'Milıglieder. zu einem 


großen Teil in paramiltärischen Gruppen 
organisiert sind. 

Geschickt gelang es dem ANC durch 
seine Verhandlungen mit Viljoen, die 
politische Desorientierung unter den rech- 
ten Kräften zu verstärken. Während er mit 


Viljoen die Unterzeichnung des eingangs 
beschriebenen Abkommens vorbereitete, 
ließer zugleichin Zusammenarbeit mitder 
Regierung die Vertreter der „‚Freiheitsalli- 
anz“ (dem seit Oktober bestehenden 
Bündnis aus AVF, Inkatha und den 
schwarzen Homelands Bophutatswana, 
Ciskei und KwaZulu) auflaufen. Die Frei- 
heitsallianz hatte nämlich Mitte Dezember 
angesichts der vom Übergangs-Exekutiv- 
rates aufgenommenen Arbeit und der sich 
anbahnenden Verabschiedung der neuen 
Verfassung doch noch um Verhandlungen 
mitder Regierung nachgesucht. Buchstäb- 
lich nach Toreschluß (die Verfassungsver- 


HERFORD 
* Provinzbuchladen, Hämelinger Str. 22 
HILDESHEIM 
* Ameis Buchladen, Goschenstr. 31 
KARLSRUHE 
* Der andere Karlsruhe, Marienstr. 15 
* Der Rabe, Zunftstr. 8 
* Kassiopeia, Augarlenstr. 49 
KASSEL 
* Gestochen Scharf, Elfbuchenstr. 18 
KIEL 
* Buchladen Zapata, Jungfernstieg 27 
KÖLN 
* Der Andere, Zülpicherstr. 197 
* Der Andere, Wahlenstr. 1 
* Infoladen, Ludolf-Camphausen-Str. 36 
KONSTANZ 
* Zur schwarzen Geiß, Obermarkt 12 
LUDWIGSBURG 
* Schwarzes Schaf, Reithausplatz 2 
LUDWIGSHAFEN 
* Naturkostladen Schwarzwurzel, 
Jakob-Binder-Str. 10 
LÜBECK 
* Pressezentrum, Breite Str. 79 
MAGDEBURG . 
* Info- und Leseladen „Brandsatz”, 
Umfassungsstr. 76 
MAINZ 
* Cardabela, Frauentobstir. 40 
MANNHEIM 
* Buchladen M2, M 2,6 
MARBURG 
* Buchladen Roter Stem, Am Grün 28 
MOERS 
* Buchladen Aragon. Hombergerstr. 30 
MÖNCHENGLADBACH 
* Prolibri, Regentstr. 120 
MÜNCHEN 
* Buchhandlung, Amalienstr. 67 
* Basis Buchhandlung. Adalbertstr. 41b-43 
MÜNSTER 5 
* Buchladen Rosta, Ägidiistr. 12 
* Umweltzentrum, Schamhorststr. 57 


NÜRNBERG 

* Bücherkiste, Schlehengass® 6 

* Libresso, Peter-Vischer-Str. 25 
OFFENBACH 

* Tucholsky Buchhandlung, Mittelseestr. 14 
OLDENBURG 

* Buchhandiung Carl von Ossietzky, Bergstr. 1 


friedlichen Neben- oder Miteinanders von 
Menschen verschiedener Hautfarbe dar- 
zulegen und damit möglichst viele neue 


Zum anderen aber besteht damit die 
Chance, in das rechtsextreme Bündnis 
einen Keil zu treiben. Viljoen, auf dessen 
Initiative die Gründung der AVF im Mai 
1993 zurückgeht, plante mit diesem Zu- 
sammenschluß, die Kräfte der Rassisten 
zu bündeln, um ihnen in dem abfahrenden 
Verhandlungszug noch Einfluß zu sichern. 
Eine militärische Konfrontation schätzt er 
hingegen als aussichtslos ein. Der Vorsit- 


handlungen waren Anfang Dezember ab- 
geschlossen worden) wollten die Reaktio- 
näre das Recht auf weitgehende Autono- 
mie der zukünftigen Provinzen Südafrikas 
noch verankert wissen. Während nun der 
ANC in separaten Verhandlungen mit der 
AVF eine Good-will-Vereinbarung bis zur 
Unterschriftsreife vorantrieb, stellten er 
und die Regierung der Freiheitsallianz 
faktisch ein Ultimatum, indem sie die 
bisherige Rollenverteilung einfach um- 
drehten: Hatten bislang ANC und Regie- 
rung die Mitglieder der Freiheitsallianz 
um weitere Gesprächsteilnahme ersucht 


Br 


BEIETOTTETTE TEN mean 


und dafür Konzessionen in Aussicht ge- 
stellt, so mußten diese sich jetzt sagen 
lassen, daß es weitere Verhandlungen über 
. deren -Autonomieforderungen nur geben 


_ werde. wenn sie zuvor den Übergangs- 


Exekutivrat und den Wahltermin amı 27. 
April anerkennen würden. Unter dieser 
Bedingung könnten Änderungsvorschlä- 
ge für die Verfassung noch spätestens bis 
zum 24. Januar nachgereicht werden, bei 
entsprechender Berücksichtigung würde 
dann das alte Apartheid-Parlament noch 
ein allerletztes Mal zusammentreten, UM 
die vorgebrachten Vorschläge in der be- 
reits am 22.12. verabschiedeten Verfas- 
sung noch unterzubringen. 


Wachsende Desorientierung 
der reaktionären Kräfte 


Dieses Angebot an die „‚Freiheitsallianz“ 
stellte die politische Immobilität, der sie 
tragenden Kräfte erneut bloß. Denn nicht 
nur war sie nicht in der Lage, den 
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leißer Staat 


Wahltermin (und damit die Wahlen) sowie 
den die De Klerk-Regierung kontrollie- 
renden Übergangs-Exekutivrat anzuer- 
kennen; sie zwang zugleich Viljoen, die 
Unterzeichnung des Abkommens mitdem 
ANC zu verweigern. Damit ist die Forde- 
rung der Rassisten nach einem eigenen 
Staat oder Homeland (das einzig Faßbare, 
was sie überhaupt zusammenhält) noch 
nicht einmal mehr „im Gespräch“. Mit 
diesem verschwimmenden Ziel verliert 
aber zugleich der von vielen Rassisten 
erhoffte militärische „Freiheitskampf“ 
weiter an Konturen. 


Allmählich könnte auch der Spielraum 
für die Inkatha Freedom Party (IFP), 
insbesondere für die von ihrem Chef 
Buthelezi gefahrene harte Konfrontations- 
linie enger werden. Nach der Aufdeckung 
der Existenz einer Todesschwadron inner- 
halb der Polizei von KwaZulu, in deren 
Aufstellung Buthelezi ziemlich unmittel- 
bar verwickelt zu sein scheint (siehe ak 
361), ist er mit der Forderung des Über- 
gangs-Exekutivrates konfrontiert, der die 
Herausgabe von Dokumenten zur Aufklä- 
rung der Hintergründe fordert. Buthelezi 
muß dies schon aus dem Grunde verwei- 
gern, weil er damit die Autorität des 
Übergangs-Exekutivrates anerkennen 
würde. Gleichzeitig wachsen auch inner- 
halb der Zulu-Bewegung die Widerstände 
gegen Buthelezi. Es mehren sich die 
Stimmen, die eine Beteiligung an den 
Wahlen im April fordern. Zu diesen gehört 
Zulu-König Zwelithini (ein Neffe Buthe- 
lezis), der sich bisher aus politischen 
Fragen weitgehend herausgehalten hatte 
oder der Vorsitzende der Inkatha-Jugend- 
liga. Aber auch Parlamentarier der IFP, die 
in den letzten Jahren von der National 
Party De Klerks zur IFP übergelaufen 
sind, sehen ihre politische Karriere gefähr- 
det, wenn ihre Partei die Wahl boykottiert 
(dies gilt auch für Abgeordnete der Kon- 
servativen Partei). Auf einem Kongreß 
noch in diesem Monat will die IFP ihre 
Haltung zu den Wahlen am 27. April 
festlegen. 


Mit der Aufstellung einer zunächst 
10.000 Mann starken „Friedenstruppe“ 
durch den Übergangs-Exekutivrat wird 
schon mittelfristig das bisherige Gewalt- 
monupol der Polizei von KwaZulu in 
diesem Gebiet in Frage gestellt.. Diese 
Truppe soll ab Ende März zunächst in 
bestimmten Krisengebieten (zum Beispiel 
in den von täglichen politischen Morden 
betroffenen Townships) eingesetzt werden 
und die bisher dort agierenden Armee-und 
Polizeikräfte ersetzen. Diese neuen Ver- 
bände werden aus den bewaffneten Kräf- 
ten aller am Übergangs-Exekutivrat teil- 
nehmenden Gruppierungen gebildet, also 
aus bisheriger Polizei und Armee (als 
Organe der Regierung), dem bewaffneten 
Arm des ANC „Speer der Nation‘ sowie 
aus den Armeen der demnächst aufzulö- 
senden „unabhängigen“ Homelands 
Transkei und Venda. 
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Zur Diskussion „drinnen und draußen“ nach dem Bruch zwischen der RAF und der Mehrheit der Gefangenen 


Die Auseinandersetzungen zwi- 
schen den Gefangenen aus RAFund 
Widerstand (siehe dazu den Artikel 
„Kampf zweier Linien“ in ak 358 
vom 22.9.93) ließen eine Zäsur 
schon seit Monaten wahrscheinlich 
werden. 


Nach der Erklärung der RAF vom April 
1992 (siehe ak 342 vom 6.5.92), in der sie 
ihre neue Politik begründet, gab es öffent- 
liche Kritik daran zunächst nur von den 
Gefangenen aus dem Widerstand Ali 
Jansen, Bernhard Rosenkötter und Micha- 


bezieht sich die Passage von Eva Haule in 
ihrer Prozeßerklärung, in der sie eine 
Wiederaufnahme des bewaffneten Kamp- 
fes der RAF für den Fall ablehnt, daß 
dieser Schritt mit der Situation der Gefan- 
genen begründet wird. „Wirlehnen das ab, 
einen von jeder politischen Bestimmung 
entleerten Aktionismus der RAF im Zu- 
sammenhang mit uns wollen wir nicht, 
und einen Tauschhandel wird es mit uns 
nicht geben.“ (clockwork 129a, Nr.33/34) 

Hier wie in ähnlichen Einschätzungen 
fehlt jedoch ein Nachdenken darüber, ob 
das bittere Wort von der ‚„Befreit die 
Guerilla-Guerilla“ jenseits aller Polemik 


nicht seit 1975 einen realen Kern gehabt 
hat. Schließlich hatte auch Helmut Pohl in 
einem FR-Interview im Hinblick auf die 


el Dietiker (ak 343 vom 3.6.92). Erst die 
ausführlichere August-Erklärung der RAF 
wurde vom RAF-Gefangenen Christian 
Klar in einem kurzen Leserbrief in der 
„Konkret“ (Nr. 11/92) als „‚links-deutsche 
Einseiferei“ qualifiziert. In Briefen äußer- 
ten auch die RAF-Gefangenen Eva Haule, 
Brigitte Mohnhaupt, Heidi Schulz und 
Rolf Heißler Kritik an der neuen Politik 
der Illegalen. Allerdings beschränkte sie 
sich auf deren Zwei-Fraktionen-Theorie 
im Staatsapparat und die Einschätzung der 
KGT-Initiative (sog. „‚Kinkel-Initiative“; 
KGT: Koordinierungsgruppe Terroris- 
musbekämpfung). Gegen das grundsätzli- 
che Konzept der neuen Linie (Gegen- 
macht von unten, Gradualismus/Refor- 
mismus, Staatsbegriff) wurden von den 
Gefangenen jedoch keine Einwände erho- 
ben. Die von Helmut Pohl im Namen von 
sieben weiteren Gefangenen aus der RAÄF 
im August 1993 abgegebene Erklärung 
(ak 358), in der der von der KGT initiierte 
Vorschlag einer kurzzeitigen Zusammen- 
legung der Gefangenen zur Unterzeich- 
nung einer Kapitulationserklärung zu- 
rückgewiesen wurde, enthält keinerlei 
Grundsatzkritik an der Politik der Illega- 
len. 

GenossInnen, die „draußen“ die Neube- 
stimmung aus feministischer, kommuni- 
stischer oder traditionell-antiimperialisti- 
scher Sicht kritisierten, wurde häufig mit 
dem Entsolidarisierung- und Spaltungs- 
vorwurf begegnet. Diese Methode feiert 
auch in der Erklärung der RAF vom 6.11. x 
‚933 Stünliche ‚Urständ, (Sk. 360), Don, 

werden die Kriüikerinnen pauschal als 

„Schwätzerinnen, die nur Scheindiskus- 

sionen führen und sich nie praktisch 


verlor haben? diffannert, Ende der 70er Jahre in die DDR exilierten 


RAF-AussteigerInnen und späteren Kron- ° 


Der Bruch zeugInnen erklärt, daß diese ursprünglich 
nur aus humanitären Erwägungen zur 
RAF gestoßen waren, da sie die Situation 
der Gefangenen zum Handeln motiviert 
habe. 

So wie sich die Spaltung bisher ent- 
wickelt, ist ihr Verlauf eher fatal. Nicht die 
Trennung an sich ist zu kritisieren, denn 
inhaltslose Zusammenhalte-Appelle sind 
zwar gut gemeint, können aber notwendi- 
ge Analysen und neue Perspektiven behin- 
dern. Problematisch ist der Auslöser des 
Bruchs: der versuchte ‚‚Deal“ der Celler, 
Birgit Hogefelds und der Illegalen mit 
Staat und Kapital, aber nicht die „neue 
Politik“, die dazu führte. 

Es ist verständlich, daß sich die elf 
Gefangenen persönlich hintergangen fühl- 
ten, als sie erfuhren, daß hinter ihrem 
Rücken über ihre Zukunft verhandelt 
werden sollte. Diese Geheimhaltung wur- 
de von den Cellern damit begründet, daß 
die Initiative sonst von den anderen 
Gefangenen verhindert worden wäre. 
Kein Wunder, daß diese sich subjektiv 
verraten fühlen und entsprechend reagie- 
ren. (Die Briefe von Heidi Schulz, Rico 
Prauss, Christian Klar, Helmut Pohl, Rolf 
Heißler sowie die Prozeßerklärungen von 
Rolf Clemens Wagner und Eva Haule sind 
in der aktuellen Clockwork 129a Nr. 33/34 
dokumentiert.) Zugleich jedoch korre- 
spondieren die teilweise übertriebene Här- 
te, vor allem gegenüber Birgit Hogefeld, 

und die Vorwürfe gegen die Illegalen mit 
dem Fehlen einer kritischen Aufarbeitung 
der eigenen Stellungnahmen zur neuen 
Politik oder dem Frontprozeß in den 80er 
Jahren. So schreibt Heidi Schulz in dem 
erwähnten Brief an Birgit Hogefeld bei- 
spielsweise: „lauter solche fragen hatte 
ich im zusammenhang mit bad kleinen und 
deinen briefen in der taz danach. und, wie 
ist sie in der lage, so einen brief nach 
wolfgangs tod zu schreiben und dem 
taz-publikum zum konsum anzubieten. ... 
ich, und alle, die schon lange kämpfen, 
haben anders als du, nicht nur einmal 
erlebt, wie lebens- und karnpfgefährtinnen 
und -gefährten von der killmaschine die- 
ses staates ermordet wurden. deswegen 
weiß ich, daß es für schmerz, der so tief 
geht, keine worte gibt. und keine/r hätte es 

‚gebracht‘, darüber zu schwätzen, ausge- 

rechnet den schmerz zur ware (für szene- 

konsumenten) zu machen. wie du das 
bringst...“ 

Die meisten der bisher bekanntgewor- 
denen Stellungnahmen von GenossInnen 


Am 29.10.93 veröffentlichte die Frankfur- 
ter Rundschau eine von Brigitte Mohn- 
haupt im Namen von Irmgard Möller, 
Hanna Krabbe, Christine Kuby, Sieglinde 
Hofmann, Rolf Heißler, Rolf Clemens 
Wagner, Eva Haule, Adelheid Schulz, 
Christian Klar und Helmut Pohl abgege- 
bene Erklärung, in der die Genannten 
ihren Bruch zur RAF und den Celler 
Gefangenen Knut Folkerts, Karl-Heinz 
Dellwo, Lutz Taufer sowie zu Birgit 
Hogefeld bekanntgeben. „Der Inhalt un- 
serer Beziehungen ist zerstört, eine andere 
Entscheidung als die Trennung nicht mehr 
möglich. Wir haben den Endpunkt der 
Entwicklung in die politische Agonie 
erreicht, die 1992 damit anfing, daß die 
Grundlagen unserer Politik weggekippt 
wurden, und heute damit aufhört, daß 
unser Leben und unser Kampf hinter 
unserem Rücken abgewickelt werden sol- 
len. Seit Mai haben die Gefangenen in 
Celle die Abwicklung von RAF und 
Gefangenen in Gang gesetzt, mit Einver- 
ständnis der Illegalen.“ (siehe auch ak 
360) 

Hintergrund dieser Vorwürfe ist, daß die 
Celler im Einvernehmen mit den Illegalen 
und der in Bad Kleinen verhafteten und 
seither in Einzelisolation inhaftierten Bir- 
git Hogefeld über den Westberliner Grü- 
nen-Politiker und Ex-Verteidiger von 
RAF-Gefangenen Christian Ströbele Kon- 
takt zu führenden Personen aus der Wirt- 
schaft (Edzard Reuter) und des öffentli- 
chen Lebens (Ignaz Bubis) aufgenommen 
haben, damit diese Einfluß auf die Bun- 
desregierung nehmen, um eine Lösung der 
Gefangenenfrage zu erreichen. Andern- 
falls, das sollten sich die Herrschenden 
womöglich so denken, würde die RAF 
vielleicht zur Konfrontation zurückkeh- 
ren, um Druck auszuüben. Die RAF-Er- 
klärung zum Anschlag auf den Weiterstäd- 
ter Knast hatte jedenfalls diese Verbindung 
hergestellt. 

Die Auseinandersetzung zwischen RAF 
und Gefangenen hat somit nichts damit zu 
tun, ob eine Gruppe für oder gegen Gewalt 
ist. Statt dessen geht es um die Frage, ob 
revolutionäre Gewalt eingesetzt werden 

soll, um den Druck auf die Regierung zu 
erhöhen, sich in der Gefangenenfrage zu 
bewegen, oder ob es jenseits davon eine 
eigenständige politische Bestimmung der 
RAF im Sinne einer revolutionären Inter- ' 
vention in der Metropole gibt. Darauf 


„draußen“ vermeiden einen so eindeuti- 
gen Bruch mit den Cellern und Birgit 
Hogefeld. Schließlich ist deren Vorgehen 
(auch wenn esals subjektiver Verrat an den 
elf Gefangenen empfunden wird) nicht 
gleichzusetzen mit politischen Verrat, der 


"allein diesen völligen Bruch rechtfertigen 


würde. 


Fragen an die RAF 
und die Gefangenen 


Mehrere GenossInnen formulierten Fra- 
gen an beide Gruppen. Sie machen Wider- 
sprüche offen, die durch die scheinbare 
Klarheit des momentanen Bruchs ver- 
deckt wurden. Nur einige Beispiele: 


An diejenigen Gefangenen, die den 
Brief von Brigitte Mohnhaupt unterstüt- 
zen, haben GenossInnen zum Beispiel 
folgende Fragen (aus „interim“ Nr. 263, 
264, 265, 267): 


— Die Lübecker Gefangenen Irmgard 
Möller, Hanna Krabbe, Christine Kuby 
hatten sich zunächst neben den Cellern 
aktiv für die neue Politik der RAF nach der 
April-Erklärung eingesetzt; Irmgard Möl- 
ler hat diese Erklärung im Namen aller 
Gefangenen unterstützt. Bisher gibtes von 
ihnen keine öffentliche Stellungnahme, an 
welchem Punkt für sie der Bruch mit 
dieser Politik einsetzte. Diese Frage stellte 
den Lübeckerinnen auch der Gefangene 
aus dem Widerstand Norbert Hofmeier, 
der eine kritische Unterstützung für die 
Celler und Birgit Hogefeld erkennen läßt. 
— Helmut Pohl schrieb noch in seiner 
August-Erklärung: „Heute kommt man 
wohl nicht mehr daran vorbei, den Versuch 
(KGT-Initiative, d. Verf.) als überholt 
anzusehen. Wenn (...) sie glauben, die 
Ernte der letzten zwei Jahre einfahren zu 
können (...), dann kann ich ihnen gleich 
antworten. Ich mache die politische Aus- 
sage, die ich die letzten Jahre vertreten 
habe, heute nicht mehr. Die Möglichkeit, 
die in der Zäsur gesteckt hat, dürfte vorbei 
sein.“ Hier wäre doch zumindest ein 
Ansatz zum Weiterdiskutieren. Wenn Hel- 
mut Pohl in der neuen Politik eine Zeitlang 
positive Momente gesehen hat, würde 
mensch gerne wissen, worauf sich diese 
Hoffnungen gegründet haben. Wann und 
warum hat er, anders als die Celler, davon 
Abstand genommen? Helmut Pohl äußerte 
sich dazu bislang in seiner Erklärung vom 
August wie folgt: „Wir wußten, daß wir 
dafür (gemeint ist die Zäsur, Anm. ak) nur 
einen engen Zeitraum des Übergangs im 
Umbruch haben, weil dann die Auswir- 
kungen des Umbrnichs voll herausgekom- 
men sein werden und daß dann gesell- 
schaftlich und politisch soviel an neuem 
Überlebenskampf ... aufbricht, daß davon 
die politische Möglichkeit dafür erdrückt 
wird und es damit auch für eine Lösung 
unseres Gefangenenproblems zu spät ist.“ 
— Die RAF schreibt in ihrer Replik auf 
Brigitte Mohnhaupts Brief, daß es ca. 
1990 von einigen Gefangenen, in deren 
Namen diese dort spricht, eine Initiative 
gab, die Illegalen zur Einstellung des 
bewaffneten Kampfes zu bewegen, um die 
Möglichkeit einer Freilassung der Gefan- 
genen zu erleichtern. Helmut Pohl hat in 
der schon erwähnten August-Erklärung 
bestätigt, „daß auch der schritt zur einstel- 
lung von ‚gezielt tödlichen aktionen gegen 


repräsentanten von staat und wirtschaft‘ 
von uns initiiert wurde. allerdings ein 
gutes jahr früher, als er kam ... wir 
gefangenen haben ursprünglich unseren 
kurs auf ‚diskussion‘ und ‚zäsur‘ seit ende 
der 80er jahre ... keineswegs aus einer 
‚aufgabe des kampfes‘ heraus gemacht, 
wir haben es in der überzeugung gemacht, 
daß vor den ergebnissen des kapitalisti- 
schen durchmarsches eigentlich viele 
mehr als vorher sehen müßten, daß jetzt 
eine situation realität wird, aus deren 
antizipation wir 20 jahre gekämpft haben, 
um sie zu verhindern.“ Trotz seines 
Abgrenzungsversuchs von der Zäsur der 
RAF wird aus diesen Sätzen der inhaltli- 
che Unterschied nicht deutlich. Denn die 
RAF wirft ihrerseits den Gefangenen vor, 


wer 


sie hätten eine Deeskalations-Erklärung 
gewollt, ohne dabei die Notwendigkeit 
„eine(s) Kampfproze(sses für) neue Aus- 
gangsbedingungen“ zu sehen. Warum ha- 
ben die Gefangenen nicht genauer ge- 
schrieben, wo die Unterschiede liegen, um 
zu verhindern, daß sich die einzelnen 
Gruppen in einer unsolidarischen 
Schlammschlacht gegenseitig um die Oh- 
ren hauen, wer zuerst für eine Zäsur 
gewesen sei. j 
An die von den Cellern unterstützte 
Position der RAF werden von verschiede- 
nen GenossInnen u.a. folgende Fragen 
gestellt: 
— Istes für sie vorstellbar, den bewaffne- 
ten Kampf mit der Begründung wieder 
aufzunehmen, daß sich in der Gefange- 
nenfrage nichts bewegt habe? Wird die 
Reduzierung auf die Gefangenen nicht als 
problematisch empfunden? Außerdem sei 
es widersinnig, mit der Wiederaufnahme 
einer politischen Praxis zu drohen, die 
gerade erst als gescheitert bzw., wie in der 
Aprilerklärung der RAF formuliert, „an 
eine politische Grenze gestoßen“ sei. 
— Auch die Begründung 
für die letzte militante Akti- 
on der RAF (der Anschlag 
auf den Knast in Weiter- 
stadt) wird unter diesem 
Aspekt betrachtet. Es wird 
festgestellt, daß diese Akti- 
on von vielen der RAF 
gegenüber bisher kritisch 
eingestellten Menschen als 
gelungener Angriff auf das 
Knastsystem begrüßt wur- 
de. Nach den letzten Ver- 
lautbarungen der RAF je- 
doch bekomme die Erklä- 
rung zur Aktion eine’andere 
Bedeutung, indem sie als 
Verhandlungsmasse gegen- 
über dem Staat fungiert. 
- Die Kritik an der Ver- 
knüpfung des Prozesses der 
Neubestimmung revolutio- 
närer Poliik mit dem 
Kampf um die Freiheit der 
Gefangenen, wie in der 
April-Erklärung formuliert, 
wird erneut kritisiert und 
für den Bruch mitverant- 
wortlich gemacht. 
- Der Zeitpunkt der Zu- 
rücknahme der Eskalation 
nach der Lancierung der 
KGT-Initiative wird in Fra- 
ge gestellt. Warum erfolgte 
dieser Schritt nicht im Zu- ' 
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sammenhang mit dem letzten Hunger- 
streik 1989 und der damit verbundenen 
verhältnismäßig großen Mobilisierung um 


‘ die Durchsetzung der Forderungen der 


Gefangenen? Dann wäre der Eindruck 
vermieden worden, die Initiative der RAF 
sei eine Reaktion auf die Koordinierungs- 
gruppe Terrorismusbekämpfung und spie- 
le deren Kalkül in die Hände. 

Das verbreitete Interesse an der Klärung 
von Fragen und Widersprüchen vor einer 
vorschnellen Positionierung ist positiv zu 
bewerten und könnte dahingehend inter- 
pretiert werden, daß die Diskussionen der 
letzten Jahre Ergebnisse zeigen. Statt sich 
kritiklos der Politik der Gefangenen unter- 
zuordnen, wird versucht, stärker eigene 
Kriterien für eine Auseinandersetzung mit 
deren Politik bei Beibehaltung der prinzi- 
piellen Solidarität zu entwickeln. 

Die Fragen an die Celler Gefangenen 
und Birgit Hogefeld lauten: 

— Reduziere deren Position (daß die Ge- 
fangenenfrage und die Rekonstruktion 
revolutionärer Politik mittlerweile nichts 
mehr miteinander zu tun hätten) die 
Bewegung draußen nicht auf das Initiieren 
von Menschenrechtskampagnen und hu- 
manitäre Solidarität? 

-— Führe diese Position nicht, zu Ende 
gedacht, dazu, daß alle Gefangenen versu- 
chen würden, individuelleinen Ausweg in 
die Freiheit zu finden, wobei der Preis, den 
sie dafür zahlen müßten oder wollten, 
davon abhänge, wie weit er oder sie zu 
Kompromissen bereit seien? 


Konkrete und 
weitere Reaktionen 


Noch 1987 schrieb ein damaliger Protago- 
nist der Amnestiekampagne und langjäh- 
rige Konkret-Publizist Wolfgang Pohrt: 
„Der Fehler der RAF war weder die 
Anwendung von Gewalt noch waren es 
Kriminaldelikte, sondern ihr Fehler war 
die Niederlage im antiimperialistischen 
Kampf. Der RAF diesen Fehler zu verzei- 
hen und die Mitglieder dieser Gruppe zu 
amnestieren, haben die Grünen, die Frie- 
densbewegten, der akademische Mittei- 
stand, die Pfaffen, die Linken und der Rest 
allen Grund.“ (in: Die alte Straßenver- 
kehrsordnung — Dokumente der RAF, 
Berlin 1987, S. 19). 

Heute will Konkret-Herausgeber Grem- 
liza der angesprochenen Klientel eine 
solche Generalamnestie nicht mehr zumu- 
ten. Er schlägt in Konkret 1/94 ganz 
realpolitisch vor: „„Die Mitrevoluzzer von 
einst aber, die nur malten, was jene taten, 
müßten nun, da sie etwas geworden sind: 
Minister, Land- und Stadtrat, Bürgermei- 
ster, Präsidentenbegleiter, Literaturpreis- 
träger, Talkshow-Stammpgast, endlich ihr 
auch auf Kosten ihrer Genossen von 
gestern gewonnenes Renommee nutzen, 
um ihren Freunden von heute zu sagen: 
daß endlich Schluß sein muß mit den 
Mißhandlungen und alle, die den ‚bewaff- 
neten Kampf‘ aufgeben, wie andere Delin- 
quenten nach zwei Dritteln ihrer Haftzeit 
(bei Lebenslänglichen nach fünfzehn Jah- 
ren) freizulassen sind.“ (Hervorhebung 
ak) Zu der Argumentationslinie von Pohrt 
hat die damalige Kritik an dessen Amne- 
stiekampagne nichts von ihrer Gültigkeit 
verloren. Doch auch wenn es Pohrt damals 
schon um die Abwicklung des bewaffne- 
ten Kampfes ging, versuchte er doch 
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Diskussion mit Karl Heinz Roth 


über Toyotismus, neue Proletarität und Widerstand 


Zahlreiche Diskussionen und Bei- 
träge hatte der Vortrag von Karl 
Heinz Roth zur Folge, den dieser 
auf dem Kongreß der Zeitschrift 
„konkret“ im Juni vergangenen 
Jahres unter dem Titel „Die Wie- 
derkehr der Proletarität und die 
Angst der Linken: Möglichkeiten 
und Grenzen sozialistischer Politik 
im Übergang zum 21. Jahrhundert“ 
gehalten hatte (weitgehend abge- 
druckt in ak 356 vom 7.7.93). Auf 
einer von mehreren hundert Men- 
schen besuchten Veranstaltung in 
Berlin am 26. Oktober 1993 disku- 
tierten auf Einladung der KB- 
Mehrheit Berlin sowie der Gruppe 
Avanti (IV. Internationale) Karl 
Heinz Roth, Harry Nick von der 
Grundsatzkommission der PDS so- 
wie Bernd Gehrke vom Bündnis 
Kritischer GewerkschafterInnen 
Ost-West. Außerdem steuerten etli- 
che Besucherinnen und Besucher 
Nachfragen, Einwände und Thesen 
zur Veranstaltung bei. Wir fassen 
im folgenden die Beiträge und den 
Diskussionsverlauf - notwendig ge- 
kürzt und subjektiv - zusammen. 


Für Karl Heinz Roth sind die von ihm als 
„Toyotismus“ bezeichneten neuen Pro- 
duktionsbedingungen und -beziehungen 
(Stichworte: schlanke Produktion, Flexi- 
bilisierung und Dezentralisierung der Ar- 
beit) Folge eines‘,,epochalen gesellschaft- 
lichen und sozioökonomischen Umwand- 
lungsprozesses“, der. nicht allein von 
seiner „technologischen Seite“ gefaßt 
werden könne. Dahinter stecke die seitden 
70er Jahren stattfindende Abkehr des 
kapitalistischen Weltsystems „von einer 
entscheidenden Reform, nämlich vom 
Status quozwischen Arbeitern und Kapital 
in fixierten kollektiven Tarifvertragssyste- 
men“. Dies führe (Roth hat dies umfassend 

in seinem Hamburger Vortrag beschrie- 

ben) zur Entstehung segmentierter (Kon- 

zern-JBelegschaften mit (schrumpfenden) 

arbeitsvertraglich abgesicherten Kernen 

einerseits und andererseits zu (wachsen- 

den) „prekären“ Teilbelegschaften (etwa 

durch Leiharbeit, Auslagerung der Pro- 

duktion zu Subunternehmen) und zu 
Klein- und Kleinstunternehmern, die am 
untersten Teil der Produktions"pyramide” 
angesiedelt sind. Roth bezeichnet letztere 
als „neuen Typ der selbständigen Arbei- 
ter“ (dazu weiter unten). Diese Vertikali- 
sierung der Produktion wird ergänzt durch 
eine „Horizontalisierung“, was unter an- 
derer die Verlagerung der Werkbänke in 
Niedriglohnländer meint. 


Die gesellschaftliche 
Betriebsweise 


Im Unterschied zu Karl Heinz Roth ist für 
Harry Nick die Abkehr vom tayloristi- 
schen Produktionstyp (der die weitgehen- 
de Zerlegung des Arbeitsvorgangs zum 
Zwecke standardisierter Massenprodukti- 
on bedeutete) zuallererst nicht Folge des 


Fortsetzung von vorheriger Seite 


immerhin, die Freiheit für alle Gefangenen 
zu erreichen. 

Demgegenüber hat sich Gremliza jetzt 
mit seinem Vorschlag auf die Linie der 
KGT begeben. Da zumindest die acht 
Gefangenen, die Helmut Pohls Brief vom 
August 1993 unterschrieben haben, keine 
Distanzierungserklärung in Gremlizas 
Sinne abgeben wollen, hat er ihnen mit 
seinem Kommentar die Solidarität aufge- 
kündigt. Zu Zeiten des letzten Hunger- 
streiks 1989 las sich das auch bei ihm noch 
anders. Damals sollten noch alle ohne 
Vorbedingungen raus. Aber auch seine 
Empfehlung an die Gefangenen, nicht auf 
der Kontinuität ihres Kampfes für die 
Zukunft zu bestehen, da dies nur der Justiz 
erleichtern würde, diese weiter in Haft zu 
halten, bewegt sich im Rahmen der staat- 
lichen Erpressungslogik. 


In der linken Debatte ist die Frage nach 
Kontinuität/Niederlage des Kampfes der 
RAF trotz des von den Illegalen einge- 
räumten Scheiterns ihrer bisherigen Stra- 
tegie notwendig. Im Verhältnis zum Staat 
aber darf diese Frage keine Bedeutung 
haben. Die Gefangenen werden nicht 
wegen dieser oder jener Fehler weiter in 
Haft gehalten oder freigelassen. 


Die Auswirkungen des Bruchs unter den 
Gefangenen waren auch auf einer Konfe- 
renz vom 17.-19.12.1993 in DasseVSol- 
ling spürbar, die der Organisierung der 
weiteren Solidaritätsarbeit dienen sollte. 
Obwohl schon seit dem Frühjahr vorberei- 
tet, war sie der — gescheiterte — Versuch, 
zu einer gemeinsamen Verständigung über 
aktuelle Schritte nach dem Bruch zu 
kommen. So zog sich der „Arbeitskreis 
Drinnen & Draußen Celle“ aus der Konfe- 
renzvorbereitung zurück, weil er befürch- 


Strebens des Kapitals nach einer noch 
effektiveren Form der Ausbeutung der 
Arbeit und der Herrschaft über sie. Son- 
dern der tiefere Grund liege darin, daß wir 
es mit der Entstehung eines neuen Produk- 
tivkrafttyps zu tun hätten, dem „zuerst 
objektive, sehr tiefgreifende Veränderun- 
gen des Systems der Produktivkräfte“ 


zugrundelägen. Die „Wiederentdeckung 
des menschlichen Faktors in der Arbeit“ 
(die in der zunehmenden Flexibilisierung 
ihren Ausdruck findet) ist die Folge der 
fortschreitenden Technisierung geistiger 
Arbeit durch informationsverarbeitende 
Technik, die die umfassende Regulation 


und Nutzung von Informationsströmen 
ermöglicht. Dies ist durchaus analog zu 
sehen zu dem seinerzeitigen Aufkommen 
von Energie und Stoff umwandelnden 
Arbeitsmaschinen, die ja nicht lediglich 
bloße weitere Arbeitsmittel darstellten, 
sondern den Grund bildeten für die Her- 
ausbildung einer neuen „gesellschaftli- 
chen Betriebsweise‘‘ (Marx). Insofern, so 
Nick, sei das, was Roth als „Toyotisie- 
rung“ bezeichnet, nicht nur die Basis für 
neue Formen der Herrschaft des Kapitals, 
sondern berge in sich grundsätzlich auch 
Möglichkeiten zu mehr Mitbestimmung, 
mehr Selbstorganisation der Arbeitenden 
und Ansätzen zum Aufbau von gewerk- 
schaftlicher Gegenmacht. 


Ähnlich wie Harry Nick wandte sich 
auch Bernd Gehrke gegen die seines 
Erachtens in der Konsequenz von Roths 
Ausführungen liegende Auffassung, daß 
„Toyotismus und Deregulierung sozusa- 
gen Auswüchse einer bösen politischen 
Absicht des Kapitals sind“, der eine 
Philosophie der Flexibilisierung zugrun- 
deliege. Vielmehr sei durch die Entwick- 
lung der Mikroelektronik das Kapital 
gezwungen gewesen, seine bisherige 
Akkumulationsweise umzubrechen, was 
die Krise des bisherigen gesellschaftlichen 


tete, daß die Celler Gefangenen, die sie 
regelmäßig besuchen, auf der Konferenz 
„für Anpissereien und Verschwörungs- 
theorien herhalten sollen“ (aus der Erklä- 
rung „Warum sich der ‚AK Drinnen und 
Draußen Celle‘ an der Durchführung der 
Arbeitskonferenz nicht weiter beteiligt“). 

Im Gegensatz zu dieser Verteidigung 

der Celler Gefangenen versuchte die ver- 
bliebene Konferenz-Vorbereitungsgruppe 
einerseits die Grundlagen der neuen Poli- 
tik zu retten und andererseits eine offene 
Kritik an den Gefangenen um Brigitte 
Mohnhaupt zu vermeiden. 
Dieser Spagatversuch endete leider nicht 
nur mit einem Bänderriß, sondern führte 
zur vorzeitigen Auflösung der größten 
Konferenz-Arbeitsgruppe. Ursache: „in- 
tensives Schweigen“. Andere Gruppen 
resümierten, daß es zur Zeit in der BRD 
„kein revolutionäres Selbstverständnis“ 
gebe. Das antiimperialistische „Wir“, das 
im Frontprozeß der 80er Jahre überstrapa- 
ziert wurde, sei untergegangen. 

Im Gegensatz zu diesem Versuch, in 
dem Konflikt eine neutrale Haltung einzu- 
nehmen, zeichnet sich die Stellungnahme 
der Schweizer GenossInnen vom Komitee 
gegen Isolationsfolter (KGI) durch eine 
Positionierung aus. Sie halten den offenen 
Bruch für längst überfällig. 
Bezugnehmend auf die von ihnen schon 
früher an der RAF geübte Kritik schreiben 
sie: „Es istimmer die politische Schwäche 
der eigenen, der revolutionären Seite, 
welche die Grundlage für letztliche Nie- 
derlagen schafft. Und eine der politischen 
Schwächen ist, daß das Projekt RAF keine 
Fortsetzung ihrer ursprünglichen Aus- 
gangslage fand und deshalb den notwen- 
digen Schritt oder Sprung in der objektiv 
veränderten Situation nicht schaffen konn- 
te ... Zentraler Punkt dieser Schwäche ist 


Regulationssystems zur Folge hat. Passe 
sei nunmehr die auf dem tayloristischen 
Produktionstyp beruhende Massenpro- 
duktion von Konsumgütern, die quasi die 
stoffliche Grundlage des (häufig „fordi- 
stisch“‘ genannten) jahrzehntelangen Sozi- 
alkompromisses abgab, der die „Paralleli- 
tät von Produktivitätszuwachs und Lohn- 
zuwachs möglich machte“. 

Anders als Nick jedoch sieht Gehrke 
keinen Bedarf für auf Mitbestimmung 
zielende Konzepte: „Die Gewerkschaften, 
die sich daran beteiligen und diese Chance 
nutzen wollen, kommen in eine Lage, die 
die sogenannten. Gewerkschaften in der 


DDR hatten: Sie müssen nämlich den 
Arbeits- und Produktionsprozeß als Aus- 
beutungsprozeß mitorganisieren. Sie ge- 
langen real auf die andere Seite.“ Dies 
schaffe zusätzliche Klüfte innerhalb der 
„toyotisierten“ Belegschaften. Darüber 
hinaus ist Gehrke der Meinung, daß die 
Gewerkschaften selber zunehmend ge- 
lähmt und hilflos würden, da - so Gehrke 
iin Unterschied zu Roth — im Zuge der 
neuen Akkumulationsweise das gesamte 
Proletariat von der ökonomischen Krise 
erfaßt werden wird. 


Der „selbständige Arbeiter“ 


Auch Karl Heinz Roth wandte sich im 
weiteren Verlauf der Veranstaltung gegen 
Nicks Ansicht, daß linke Strategien versu- 
chen müßten, die steigende Bedeutung der 
Produktivkraft Mensch in der flexibilisier- 
ten Produktion für den Aufbau von Gegen- 
macht zu nutzen. Roth sieht das Dilemma 
dieses Ansatzes darin, „daß er sich (nur) 
auf die Spitze der neu entstehenden 
Betriebspyramide konzentriert“. Diese sei 
aber immer weniger repräsentativ ange- 
sichts der sozialen Umwälzungen inner- 
halb der Arbeiterklasse, „die ich als 


das frühe Verlassen einer Klassenpositi- 
on...“ (aus einem Flugblatt der, KGI vom 
November 1993 unter der Überschrift 
„Der Bruch betrifft auch uns“). 

Eine zentrale Schwäche der BRD-Lin- 
ken istes, nicht schon früher eine Kritik an 
der RAF von revolutionären Positionen 
aus begonnen zu haben. Das wäre eine 
Unterstützung für die GenossInnen in den 
Knästen und für die Illegalen bei ihrer 
Positionsbestimmung gewesen. Einige 
Genossen haben jüngst eine Initiative 
begonnen, die diese Diskussion fördern 
soll. Sie verstehen sich als Kommunisten, 
die das Entstehen der Metropolenguerilla 
in den 70er Jahren als Vorantreiben kom- 
munistischer Theorie und Praxis begriffen 
haben und die aktuelle Debatte um die 
‚triple opression’ (das Vorhandensein von 
kapitalistischer, rassistischer und patriar- 
‚chaler Unterdrückung als eigenständige 
Widersprüche in der Gesellschaft) als eine 
Weiterentwicklung begreifen. 

Von diesen Prämissen ausgehend doku- 
mentieren sie Beiträge von Antiimperiali- 
stInnen, Feministinnen und Kommuni- 
stInnen, die sich mit der Politik der RAF 
und des antiimperialistischen Widerstands 
seit Mitte der 80er Jahre auseinanderset- 
zen. Die Broschüre soll demnächst beim 
GNN-Verlag erscheinen. (InteressentIn- 
nen können sich an folgende Adresse 
wenden: Broschürengruppe. c/o Kopierla- 
den M99, Manteuffelstr. 99, 10997 Berlin. 
Die Genossen bitten, bei Nachfragen 
Rückporto beizulegen.) 

Schließlich gibt es zu dem Konflikt 
noch eine Stellungnahme mit einer klaren 
Parteinahme für die Gefangenen um Bri- 
gitte Mohnhaupt seitens einer bewaffnet 
kämpfenden Gruppe. der antiimpenialisti- 
sche Widerstandszelle Nadia Shehadah. 
Die Gruppe hatte in den letzten Monaten 


. äußerst 


‚reproletarisiert‘ bezeichnet habe“. Inso- 
fern sei diese Position „‚heillos defensiv“. 
Der Widerstand könne nur von unten nach 
oben gehen - „from the bottom up. Dazu 
gibt es meines Erachtens keine Alternati- 
ve.“ ö 

Für Roth kommt den „selbständigen 
Arbeitern“ im Hinblick auf die Entwick- 
lung des Widerstands eine wichtige Be- 
deutung zu. Dieser neue Arbeiter-Typ 
existiert erst seit rund 15 Jahren. Es seien 
häufig sehr hochqualifizierte Menschen, 
die - oft auch als aufgezwungene Alterna- 
tive zur strukturell vorhandenen Arbeits- 
losigkeit - den Weg in die „Selbständig- 
keit“ wählten, mit einer hohen Arbeits- 
identifikation und einem hohen Maß an 
Selbstausbeutung. Roth hält die These für 
diskussionswürdig, daß „dieser neue Typ 
des deregulierten selbständigen Arbeiters 
an der Basis der neuen Ausbeutungspyra- 
mide mit seinen Niedriglöhnen, seiner 
Überausbeutung und seiner hohen Ar- 
beitsintensität den neuen entscheidenden 
produktivitätsstimulierenden Faktor des 
Systems darstellt“. 


Zugleich verkörpern diese Menschen 
häufig in hohem Maß den Wunsch nach 
Individualität und selbstbestimmtem Ar- 
beiten. Roth möchte herausfinden, wie 
„der neue Individualismus, das neue (in 
diesen Arbeitsverhältnissen illusorische) 
Bedürfnis nach Selbstverwirklichung um- 
gedreht werden kann in Solidarität“. Of- 
fensichtlich sieht Roth hierfür Möglich- 
keiten, die er in Berlin — über seine 
Ausführungen in Hamburg hinausgehend 
- zu veranschaulichen suchte. Denn nahe- 
liegenderweise äußerten etliche Veranstal- 
tungsteilnehmerinnen und -teilnehmer in 
ihren Diskussionsbeiträgen Bedenken, ob 
die zunehmende Segmentierung der Be- 
legschaften ebenso wie die extreme Isola- 
tion der Jobberinnen und Jobber sowie der 
„Klein-klein-kleinst-Unternehmer“ 
(Roths „selbständige Arbeiter“) nicht eher 
zu Desolidarisierung statt zu Solidarität 
führe. Welche objektiven Gründe könnte 

es dafür geben, daß diese Menschen ihre 
Aufsplitterung durchbrechen könnten und 
sich beispielsweise in (wie Roth sie taufte) 
„proletarischen Zirkeln“ organisieren? 
Fürwahr schwerwiegende und zugleich 
schwierig zu beantwortende 
Nachfragen. Roths Leistung besteht unter 
anderem darin, hierfür nach Antworten zu 
suchen und dabei Idealisierungen oder 
Projektionen vermeiden zu wollen. „Klar 
sollte auch sein, daß die Überlegungen, die 
ich angestellt habe, eigentlich sehr einfach 
darauf hinauslaufen, eine soziale Gruppie- 
rung zu finden, die ihr Ghettodasein 
wahrnimmt und die in der Lage ist, über 
die eigene Isolierung nachzudenken und 
Impulse zu geben, um sie zu überwinden.“ 


Roth sieht die „selbständigen Arbeiter“ 
in einer sehr ambivalenten Situation. Auf 
der einen Seite ist für sie ihr persönliches 
Eigentum an Produktionsmitteln (das 
Taxi, der PC) ein Ansatz, sich Arbeitsver- 
hältnisse zu schaffen, die den eigenen 


militante Aktionen gegen die Wohnung 
eines GSG 9-Beamten in Solingen, gegen 
die Jurafakultät der Universität Hamburg 
und gegen die Zentrale der Arbeitgeber in 
Köln durchgeführt. Sie verbindet damit 
den Anspruch, revolutionäre Politik aus 
dem Frontkonzept weiterzuentwickeln 
und in die Praxis umzusetzen (die Erklä- 
rungen waren jeweils in der „interim“ 
abgedruckt). In einer Erklärung vom 
13.12.93 (interim nr. 266) hat sich die 
Gruppe in die aktuelle Auseinanderset- 
zung eingeschaltet, in der sie ihren Bruch 
zur RAF und ihre Unterstützung der elf 
Gefangenen verdeutlichen. „‚daß diejeni- 
gen, die für die 2.11.-erklärung (Antwort 
der RAF auf Brigitte Mohnhaupts Brief, 
Anm. ak) insbesondere auf brigitte (die im 
oktober die ihr gerade bekannt geworde- 
nen fakten öffentlich gemacht hat) verbal 
eindreschen, ist auch ein angriff auf alle, 
die sich seit jahren, zum teil seit jahrzehn- 
ten, dem kampf der revolutionären gefan- 
genen verbunden fühlen.“ 

Am Schluß der Erklärung wird „solida- 
rität mit denen aus der roten armee 
fraktion, die vom brd-staat in lübeck, köln, 
frankfurt, schwalmstadt, frankenthal, 
bruchsal und aichach als geiseln festgehal- 
ten werden“ gefordert. Hier werden die 
Celler nicht mehr erwähnt. 


Alle müssen raus! 


Der Bruch unter den Gefangenen darf den 
Blick auf das staatliche Kalkül nicht 
verdecken. Die KGT-Initiative ist nicht 
etwa gescheitert, wie jene meinen, die sich 
anfangs Chancen damit ausrechneten. 
Vielmehr steht sie, wie Rolf Heißler 
schrieb, in voller Blüte und emtet“ihre 
ersten Früchte. Sie ist das staatliche 
Instrumentarium, das der aktuellen Situa- 


individuellen Interessen entgegenkom- 
men, wie etwa selbstbestimmte Arbeit zu 
selbstbestimmten Arbeitszeiten. Auf der 
anderen Seite aber besteht für diese 
Menschen aufgrund ihrer spezifischen 
neuen Ausbeutungssituation (ohne klassi- 
sche Arbeitnehmerrechte, abhängig z.B. 
von Werk- oder Projektverträgen). eine 
zunehmende Zwangssituation, „die ihnen 
die Möglichkeit nimmt, genau die erhoff- 
ten Dimensionen der selbständigen Be- 
schäftigung zu realisieren“. Zugleich aber 
besitzen sie häufig — obgleich nicht selten 
hochgradige Individualisten - „ein ganz 
sensibles Bedürfnis nach kooperativen 
Formen“. „Und nicht zuletzt wir selbst, 
das, was an linken Resten da ist. Wir 
geraten doch selbst immer mehr in diesen 
Prozeß ... Ich meine also, daß wir unsere 
persönliche sozioökonomische ‚Situation 
in die politische Diskussion einbringen 
könnten.“ 


Zur Frage 
eines neuen „New Deal“ 


Überraschenderweise ergaben sich zwi- 
schen Karl Heinz Roth und Harry Nick 
gewisse Übereinstimmungen dahinge- 
hend, daß es politisch sinnvoll und not- 
wendig sei, über die Möglichkeiten eines 
neuerlichen „New Deal“ nachzudenken, 
wenn auch die Gewichte unterschiedlich 
gesetzt wurden. Zwar scheint Roth die 
Wiederaufnahme einer linken Politik des 
„New Deal“ im Sinne einer „Strategie der 
entscheidenden Reform“ (ebenso wie eine 
Rückkehr zu staatszentralistischen Pla- 
nungsmodellen) offenbar kategorisch aus- 
zuschließen. Doch sieht er das Erforder- 
nis, der Frage nachzugehen, „wie die 
internationale Mobilisierung von effekti- 
ver Nachfrage als Mobilisierung der Rea- 
lisierung von Massenbedürfnissen im glo- 
balen Kontext organisiert werden soll“. 
Anders ausgedrückt: Es gelte, sich Gedan- 
ken darüber zu machen, wie die weltweit 
vielleicht 50 Billionen Dollar, die sich als 
nichtproduktives Kapital in den Händen 
des Finanzkapitals sowie des Großbürger- 
tums befinden, zu konfiszieren und über 
eine Weltagentur so zu verteilen seien, daß 
die Massenbedürfnisse global zunächst 
einmal befriedigt werden können. Hierfür 
könne das Aufgreifen der linkskeynesiani- 
schen Diskussion der 30er wie der 60er 
Jahre von Nutzen sein. 

Harry Nick hingegen gab zu bedenken, 

ob nicht grundsätzlich ein neuer Anlauf zu 
einer keynesianischen Nachfrageökono- 
mie möglich sei. Diesmal aber nicht auf 
der Basis einer zu steigernden Industrie- 
produktion, sondern durch umfassenden 
Ausbau des öffentlichen Sektors, der die 
Durchführung gesellschaftlich notwendi- 
ger Arbeiten ebenso wie beispielsweise 
die Herstellung ökologisch und anderwei- 
tig nützlicher Produkte leisten könnte, 
gegebenenfalls durchaus unter Erzielung 
einer geringen Rendite. Aber selbst wenn 
man sich „einen Betrieb vorstellt, der 
keinen Gewinn macht, so bedeutet das 
immer noch, daß in diesem Betrieb sinn- 
volle Arbeit geleistet wird und ... fiskalisch 
eng gesehen zumindest die Arbeitslosen- 
kosten von der Gesellschaft erspart wer- 
den“. 


J./Westberlin 


tion unter den Gefangenen am besten 
angepaßt ist. 

Geheimdienststrategen wie Lochte wa- 
ren die Vordenker dieser differenzierteren 
Gegenstrategie. Vorbild ist das Vorgehen 
gegen den militanten Widerstand in Italien 
Ende der 80er Jahre. (Deshalb ist es 
vielleicht hilfreich, die Diskussionen des 
italienischen Widerstandes über die Fra- 
gen der Amnestie, der Perspektive eines 
revolutionären Kampfes, der Zäsur darin 
etc., die deutliche Parallelen zur Debatte 
in der BRD zeigen, zur Kenntnis zu 
nehmen. Die Debatte ist ausführlich doku- 
mentiert in 5 Heften der Reihe „- texte - 
Dokumentation zur Zeitgeschichte“, die 
über die Gruppe 2, Fasanenstraße 142, 
82008 Unterhachingen bestellt werden 
können.) 

Durch kleine Zugeständnisse sollen 
schon bestehende Brüche unter den Ge- 
fangenen verstärkt werden. D.h. zur Zeit 
konkret: Einige Gefangene werden nach 
der Verbüßung von zwei Dritteln ihrer 
Strafe entlassen, wenn sie hinreichend 
glaubhaft gemacht haben, daß sie persön- 
lich den bewaffneten Kampf nicht mehr 
aufnehmen werden, wie Rico Prauss oder 
Andrea Sievering. Ali Jansen konnte als 
schwerkranker, seit Jahren haftunfähiger 
Gefangener zwei Monate vor seiner Ent- 
lassung durch öffentlichen Druck die 
Freilassung erreichen. Ein Teil der Gefan- 
genen soll auf unabsehbare Zeit hinter 
Gittern bleiben. Dazu dienen auch die 
aktuellen Prozesse gegen Gefangene, die 
bereits in der Vergangenheit teilweise zu 
Aal lebenslänglich verurteilt wur- 
en. 


Daher gilt für uns draußen ungeachtet 
der Differenzen: Sie müssen alle raus! 


P. und D., Berlin 
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Unsere Spendeneintreibabteilung bei 


einer Rast —, aber nur einer sehr kurzen! 


Foto aus: Große Sozialistische Oktoberrevolution; Dietz Verlag, Berlin, 1992 
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Spendenaufruf — 
50.000 DM für den ak! 


50.000 DM für den ak — unser Spenden- 
aufruf aus ak 360 hat erste ermutigende 
Ergebnisse gebracht (siehe untenstehende 
Liste). Der ak sei halt ‚nicht perfekt, aber 
lobens- und erhaltenswert“, stand auf 
einer Spendenüberweisung. Wer das auch 
so sieht, sollte uns helfen, die Herausgabe 
‘des ak für ein weiteres, sein 23. Er- 


|  scheinungsjahr, zu sichern und ein Spen- 


dmesgeneinacie im letzten Jahr zustande- 

e  zubri napFsa worden 55.000 DM 
ET gespendet) ıe Spendensammlung 
® müßten wir mindestens | DM mehr pro ak 
nehmen. Durch die Spenden werden die- 
se Kosten von denjenigen mitgetragen, 
die bereit sind, etwas mehr für den ak zu 
geben, oder die einfach mehr Geld haben. 


17.600 DM haben wir im vergangenen 
Jahr monatlich aus dem Zeitungsverkauf 
von knapp 3.500 Exemplaren pro Ausgabe 
eingenommen. 6.300 DM hat die Mehr- 
heitsgruppe des KB monatlich an Beiträ- 
gen dafür aufgebracht (und weitere 1.500 


Spendenergebnis seit ak 360 


eingegangen: 


1.B., Antirep. 100,00 
B.K., Sprockhövel 200,00 
R.H., Celle 50,00 
W.L., Nienburg 20,00 
R.K., Berlin 100,00 
N.N., Lüneburg 100,00 
E.A., Hamburg 60,00 
J.R., Hamburg 400,00 
V.B., Hamburg 400,00 
D.+H.H., Hamburg 200,00 
W.Q., Köln 100,00 
B.W., Frankfurt 200,00 
Ch.P., Bern 50,00 
R.B., Berlin 60,00 
R.H.., Berlin 135,00 
L.M.,xy 50,00 
W.W., Berlin 200,00 
G.K., Berlin 500,00 
L.G., Köln 100,00 
H.K., Hamburg 150,00 
W.B., Hamburg 280,00 
F.G., Costa Rica 100,00 
V.L., Berlin 200,00 
Th.K., Hamburg 300,00 
Ch.W., Hamburg 1.000,00 
R.W., Jade 60,00 
M.H., Dessau 50,00 
U.Sch., Basel 1.000,00 


(... und eine Tafel Schokolade) 


Seit Veröffentlichung unseres Spendenaufrufs in ak 360 sind folgende Spenden 


Das ist ein Anfang in die richtige Richtung. Wir danken allen SpenderInnen und 
hoffen, daß ein „kleiner“ Zwischenspurt bis zum nächsten ak uns näher an das 
erhoffte Spendenziel von 50.000,- DM bringen wird. Zur Erinnerung und zur 
Erleichterung haben wir dieser Ak-Ausgabe erstmals in unserer „‚traditionsreichen“ 
Geschichte einen Überweisungsgutschein beigelegt. 

Zwar stand unser Aufruf in ak 360 unter dem Motto „‚Wir wollen keine Schokolade, 
der ak braucht Dein Geld!“. Trotzdem — die ak-LeserInnen sind kritische Menschen 
— haben wir zwei Tafeln Schokolade gespendet bekommen. Auch dafür vielen Dank. 


DM an Ausgaben für die eigene Gruppe 
gehabt). Nahezu 1.200 DM haben andere 
ak-UnterstützerInnen durch monatliche 
Beitragszahlungen aufgebracht. Rund 
4.500 DM konnten monatlich aus den 
Einnahmen der letzten Spendensammlung 
finanziert werden. Es blieb über das Jahr 
gerechnet ein Rest von gut 15.000 DM, den 
wir aus dem uns verbliebenen Sparstrumpf 
genammen hahen 
Ein gutes Drittel unserer Kosten pro 
ak-Ausgabe sind Erstellungskosten, ca. 
40% sind Personalkosten, der Rest ist für 
sonstige allgemeine Kosten wie Mieten, 
Telefon, etc., etc. 


Für diejenigen, die es genauer wissen 
wollen, sei erläutert, daß die Verkaufsein- 
nahmen etwas geringer ausgefallen sind, 
als wir erhofft hatten: Im Februar 1993 
hatten wir ein Verkaufstief mit 3.300 
verkauften Exemplaren erreicht, seither ist 
der Verkauf wieder gestiegen. Außerdem 
haben wir die Löhne an die gestiegenen 


G.H-K., Kist 18,00 
J.N., Hamburg 2.000,00 
M.L., Hamburg 200,00 
G.B., Hamburg 500,00 
K.B.,xy 100,00 
W.R., Bonn 500,00 
KB Hannover 1.600,00 
R.H.,xy 50,00 
A.N.; Aschaffenburg 30,00 
H.R., Salzgitter 200,00 
F.O.P., Bremen 25,00 
Z., Göttingen 1.000,00 
J.Sch., Hamburg 2.000,00 
H.K., Hamburg 300,00 
Moe., xy 50,00 
A.E., Hamburg 350,00 
C.G., Hamburg 400,00 
A.L., Kiel 100,00 


Multiservice GmbH. & CO KG 


Jacobs Treue Prämie 5,00 
K.M., Hamburg 48,00 
R.F., Wien 100,00 
R.Sch., Hochzeitsüberschuß 100,00 
G.M., Berlin 200,00 
R.L., Tafel Schokolade 5,00 
W.P., Rickling 2.000,00 
1.B., Hamburg 1.000,00 
mas, Hamburg 300,00 
Summe seit ak 60 19.346,00 


Lebenshaltungskosten angepaßt; im Mo- 
ment wird für eine volle Stelle bei uns rund 
2.000 DM netto gezahlt. (Sonstige Zusatz- 
leistungen gibt es nicht.) 


10% mehr verkaufte aks?! 


Wir haben in diesem Jahr auch noch einen 
Sonderwunsch! Natürlich bitten wir Euch 
weiterhin um Eure Unterstützung wie 
bisher: durch Vertrieb, inhaltliche Beiträ 


ge, Informationen und auch Kritiken. Wir 


hoffen aber auch, den ak-Verkauf im 
kommenden Jahr steigern zu können. 

Das erscheint uns bei Eurer Mithilfe 
durchaus realistisch: Im Jahre 1992 war 
nach der Trennung von der Gruppe K und 
der Beendigung des „‚Dach-ak“ die ver- 
kaufte Auflage erst einmal um 400 Stück 
auf rund 3.500 Exemplare gefallen. Im 
Februar 1993 wurde der Tiefpunkt mit 
weniger als 3.400 verkauften Exemplaren 
erreicht, inzwischen ist die 3.500er-Marke 
wieder überschritten worden. Und warum 
sollte dieser Trend nicht anhalten? Der 
überwiegende Teil der ak-LeserInnen be- 
zieht den ak regelmäßig, über die Hälfte 
im Abonnement, ein erheblicher Teil im 
linken Buchhandel und ein gewisser Teil 
bei entsprechender „Gelegenheit“. So 
werden dann immer wieder auf linken 
Versammlungen oder Demonstrationen 
erstaunliche ak-Verkaufszahlen erreicht, 
sofern der ak überhaupt angeboten wurde. 
Und mancher ist dann erstaunt, daß es den 
ak „‚noch gibt“, bzw. was alles Nützliches 
im ak zu finden ist. Und dabitten wir Euch, 
ein bißchen mit nachzuhelfen, o.k.? 


ak-Redaktion Br) 
€ nt 


Spenden-Konto: 
Heinrich Eckhoff 
Kontonummer: 
4645 84-204 
Postbank Hamburg, 
BLZ: 200 100 20 


Ich will ak im Abonnement beziehen. 
O Halbjahresabo DM 38,- 
O Förderabo DM 60,- 
Für Abonnentinnen in der (ex-)DDR: 
O Halbjahresabo DM 33,- 


und lasse das Geld abbuchen 


Ort, Datum 


O Jahresabo DM 72,- 
O Förderabo DM 110,- 


O Jahresabo DM 60,- 


O Ich zahle das Geld per Überweisung auf das Konto der 
Hamburger Satz- und Verlags-Kooperative 
Postgiroamt Hamburg, BLZ 200 100 20, Konto 27 175 203 


O Ich fülle die Einzugsermächtigung aus 


Das Abonnement ist jederzeit schriftlich kündbar. Ich weiß, daß 
ich diese Bestellung binnen 14 Tagen (Poststempel) bei der 
Hamburger Satz- und Verlags-Kooperative widerrufen kann. 
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An die 


Absenderln: ...............- Hamburger Satz- 
BRENNEN und Verlags-Kooperative 
BEIDE UBER EFT ESEREER EAN Schulterblatt 58 B 
PERS REN. BEER EIESER 20357 Hamburg 
Einzugsermächtigung 


Hiermit ermächtige ich die Hamburger Satz- und Verlags- 
Kooperative, Hamburg, den von mir zu entrichtenden Abonne- 


mentspreis für die Zeitung ak bei Fälligkeit zu Lasten meines 
Kontos 


Kto.Nr. BLZ 


bei der 


mittels Lastschrift einzuziehen. 
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